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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

# 

über den Finanzausgleich unter den Ländern im Rechnungsjahr 1950 


- Nr. 1634 der 

mit 

Beschlüssen des 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 

über den Finanzausgleich unter den Ländern 
im Rechnungsjahr 1950 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ausgleichsmasse 

(1) Um die Leistungsfähigkeit der steuer- 
schwachen Länder zu sichern und um die unter- 
schiedliche Belastung der Lander mit Ausgaben aus- 
zugleichen, bringen die Länder, deren Finanzkraft- 
meßzahl (§ 2) die durchschnittliche Fi- 
nanzkraftmeßzahl aller Länder des 
Bundes übersteigt (ausgleichspflichtige Länder), 
durch Beiträge eine Ausgleichsmasse auf. Die Bei- 
träge der ausgleichspflichtigen Länder werden ihren 
Einnahmen aus der Einkommensteuer, der Körper- 
schaftsteuer, der Vermögensteuer, der Erbschaft- 
steuer, der Biersteuer und den Verkehrsteuern mit 
Ausnahme der Totalisatorsteuer, der Feuerschutz- 
steucr und des Zuschlages zur Kraftfahrzeugsteuer 
nach dem niedersächsischen Gesetz vom 21. Dezem- 
ber 1948 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Niedersachsen Seite 186) entnommen. 

(2) Aus der Ausgleichsmasse erhalten die Länder, 
deren Finanzkraftmeßzahl die durch schnitt- 
licheFinanzkraftmeßzahlallerLän- 
der des Bundes nicht erreicht (ausgleichs- 
berechtigte Länder), Zuschüsse. 

(3) Die Fiöhe der Ausgleichsmasse ergibt sich aus 
dem Mittel der Aufbringungsanteile (§ 13) der aus- 
gleichspflichtigen Länder und der Zuweisungsan- 
teile (§ 14) der ausgleichsberechtigten Länder. Die 
Flöhe des Beitrages oder Zuschusses eines Landes 
wird durch das Verhältnis bestimmt, in dem sein 
Aufbringungsanteil oder Zuweisungsanteil zur 


Drucksadien - 

den 

11. Aussdhusses 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

über den Finanzausgleich unter den Ländern 
im Rechnungsjahr 1950 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ausgleichsmasse 

(1) Um die Leistungsfähigkeit der steuer- 
schwachen Länder zu sichern und um die unter- 
schiedliche Belastung der Länder mit Ausgaben aus- 
zugleichen, bringen die Länder, deren Finanzkraft- 
meßzahl (§2) die auf der Grundlage der bundes- 
durchschnittlichen Finanzkraft erredhnete Aus- 
gleichsmeßzahl (§ 13) übersteigt (ausgleichspflich- 
tige Länder), durch Beiträge eine Ausgleichsmasse 
auf. Die Beiträge der ausgleichspflichtigen Länder 
werden ihren Einnahmen aus der Einkommen- 
steuer, der Körperschaftsteuer, der Vermögensteuer, 
der Erbschaftsteuer, der Biersteuer und den Ver- 
kehrsteuern mit Ausnahme der Totalisatorsteuer, 
der Feuerschutzsteuer und des Zuschlages zur 
Kraftfahrzeugsteuer nach dem niedersächsischen Ge- 
setz vom 21. Dezember 1948 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für das Land Niedersachsen Seite 
186) entnommen. 

(2) Aus der Ausgleichsmasse erhalten die Länder, 
deren Finanzkraftmeßzahl die auf der Grundlage 
der bundesdurchschnittlichen Finanzkraft errech- 
nete Ausgleichsmeßzahl (§ 13) nicht erreicht (aus- 
gleichsberechtigte Länder), Zuschüsse. 

(3) Die Flöhe der Ausgleichsmasse ergibt sich aus 
dem Mittel der Aufbringungsanteile (§ 13) der aus- 
gleichspflichtigen Länder und der Zuweisungsan- 
teile (§ 14) der ausgleichsberechtigten Länder. Die 
Höhe des Beitrages oder Zuschusses eines Landes 
wird durch das Verhältnis bestimmt, in dem sein 
Aufbringungsanteil oder Zuwelsungsanteil zur 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Summe der Aufbringungsanteile oder Zuweisungs- Summe der Aufbringungsanteile oder Zuweisungs- 
anteile steht. anteile steht. 


§ 2 

Finanzkraftmeßzahl 

Die Finanzkraftmeßzahl eines Landes ist die 
Summe seiner Steuereinnahmen (§ 3) und der Real- 
steuereinnahmen seiner Gemeinden (§ 4) vermindert 
um die Summe seiner Redinungsanteile an den Aus- 
gleichslasten (§ 5). 


§ 3 

Steuereinnahmen der Lander 

(1) Als Steuereinnahmen eines Landes (§ 2) gel- 
ten seine kassenmäßigen Einnahmen aus den im § 1 
Absatz 1 Satz 2 bezeichneten Steuern im Rech- 
nungsjahr 1950. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch eine mit Zustimmung des Bundes- 
rates zu erlassende Rechtsverordnung Ungleich- 
heiten zu beseitigen, die sich bei der Beredhinung 
der Steuereinnahmen infolge abweichender Zah- 
lungstermine in den Ländern ergeben. 


S 4 


Realsteuereinnahmen der Gemeinden 


(1) Als Realsteuereinnahmen der Gemeinden 
eines Landes (§ 2) gelten die Grundbeträge der 
Grundsteuer und der Gewerbesteuer (ohne Lohn- 
summensteuer) mit folgenden Ansätzen: 

1. Grundbeträge der Grundsteuer von den land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieben mit 150 v, H., 

2. Grundbeträge der Grundsteuer der 
Grundstücke in Gemeinden bis 

2000 Einv/ohner mit 150 v. H., 

in Gemeinden von 


2 000 bis 5 000 Einwohner mit 160 v. Fi., 
in Gemeinden von 

5 000 bis 20 000 Einwohner mit 180 v. Fl., 
in Gemeinden von 

20 000 bis 100 000 Einwohner mit 220 v. H., 
in Gemeinden über 

100 000 Einwohner mit 240 v. Fi., 


3. Grundbeträge der Gewerbesteuer 

vom Ertrag und Kapital mit 265 v. Fi.. 

(2) Als Grundbetrag (Absatz 1) gilt das Aufkom- 
men im Rechnungsjahr 1949, geteilt durch die in 
diesem Rechnungsjahr in Geltung gewesenen Fiebe- 
sätze. Maßgebend sind die vom Statistischen Bun- 
desamt festgestellten Ergebnisse der Gemeinde- 
finanzstatistik. 


(3) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch eine mit Zustimmung des Bundes- 
rates zu erlassende Rechtsverordnung Ungleich- 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

unverändert 


§ 4 


unverändert 
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Entwurf 

heilen zu beseitigen, die sich aus einer unterschied- 
lichen Einheitsbewertung des Grundbesitzes im 
Bundesgebiet ergeben. 

§ 3 

Ausgleichslasten 
Ausgleidislasten (§ 2) sind: 

1. die Anteile der Länder an den Kriegsfolge- und 
Soziallasten des Bundes (§ 6), 

2. die Kriegszerstörungslasten (§ 7), 

3. die mittelbaren Flüditlingslasten (§ 8), 

4. die Lasten der Dauerarbeitslosigkeit (§ 9), 

5. die Zinslasten der Ausgleichsforderungen (§ 10), 

6. die Hochschullasten (§11), 

7. die Hafenlasten der Freien Hansestadt Bremen 
und der Hansestadt Hamburg (§ 12). 

§ 6 

Länderanteile an den Kriegsfolge- und Soziallasten 
des Bundes 

Als Rechnungsanteil eines Landes an den vom 
Bund übernommenen Kriegsfolge- und Soziallasten 
(§ 5 Nr. 1) g i 1 1 sein Anteil an den Aufwendungen 
des Bundes für das Rechnungsjahr 1950 nach § 2 
des Ersten Gesetzes zur Überleitung von Lasten 

und Deckungsmitteln auf den Bund vom 

(BGBl. S ). 


§ 7 

Kriegszerstörungslasten 

(1) Die Kriegszerstörungslasten (§ 5 Nr. 2) wer- 
den insgesamt mit einem Rechnungsbetrag von 
400 000 000 DM angesetzt. Der Rechnungsanteil 
des einzelnen Landes ist auf der Grundlage des 
Einnahmeausfalls seiner Gemeinden an Grund- 
steuer (Kriegszerstörungsgrad) errechnet. Hiernach 
entfallen auf die Länder die folgenden Rechnungs- 
anteile: 


Baden 

2 980 

000 

DM 

Bayern 

43 976 

000 

DM 

Bremen 

18 404 

000 

DM 

Hamburg 

52 280 

000 

DM 

Hessen 

28 120 

000 

DM 

Niedersachsen 

29 372 

000 

DM 

Nordrhein-Westfalen 

148 452 

000 

DM 

Rheinland-Pfalz 

27 324 

000 

DM 

Schleswig-Holstein 

7 160 

000 

DM 

Württemberg-Baden 

38 944 

000 

DM 

Württemberg-Hohenzollern 

2 988 

000 

DM. 

(2) Die Bestimmung des § 

4 Absatz 3 

findet 


entsprechende Anwendung. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 5 

Ausgleichslasten 
Ausgleichslasten (§ 2) sind: 

1. die Anteile der Länder an den Kriegsfolge- und 
Soziallasten des Bundes (§ 6), 

2. die Kriegszerstörungslasten (§ 7), 

3. die mittelbaren Flüchtlingslasten (§ 8), 

4. die Lasten der Dauerarbeitslosigkeit (§ 9), 

5. die Zinslasten der Ausgleichsforderungen (§ 10), 

6. entfällt 

7. die Hafenlasten der Freien Hansestadt Bremen 
und der Hansestadt Hamburg (§ 12). 

§ 6 

Länderanteile an den Kriegsfolge- und Soziallastcn 
des Bundes 

Als Rechnungsanteil eines Landes an den vom 
Bund übernommenen Kriegsfolge- und Soziallasten 
(§ 5 Nr. 1) gelten sein Anteil an den Aufwendun- 
gen des Bundes für das Rechnungsjahr 1950 nach 
§ 2 des Ersten Gesetzes zur Überleitung von La- 
sten und Deckungsmitteln auf den Bund vom 
28. November 1950 (BGBl. S. 773) und die von 
ihm im Rechnungsjahr 1950 aus Landesmitteln 
geleisteten Ausgaben zur Erfüllung von Verpflich- 
tungen, die nach § 18 Absatz 5 des vorbezeich- 
neten Gesetzes dem Land zur Last fallen. 

§ 7 

unverändert 
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Beschlüsse des 11. x\usschusses 


§ ^ 

Mittelbare Flüchtlingslastcn 
Die mittelbaren Flüchtlingslastcn (§ 5 Nr. 3) 
werden insgesamt mit einem Rechnungsbetrag von 
400 000 000 DM angesetzt. Der Rcchnungsanteil 
des einzelnen Landes ist auf der Grundlage der 
Zahl der in seinem Gebiet am 1. April 1950 wohn- 
haften FFeimatvertriebenen und aus Berlin und de^ 
sowjetischen Besatzungszone Zugewanderten er- 
rechnet. FFiernach entfallen auf die Länder die fol- 
genden Rechnungsanteile: 


Baden 

5 

538 

000 

DM 

Bayern 

95 

617 

000 

DM 

Bremen 

2 

274 

000 

DM 

Hamburg 

7 

308 

000 

DM 

Hessen 

35 

385 

000 

DM 

Lindau 


282 

000 

DM 

Niedersadisen 

92 

823 

000 

DM 

Nordrhein-Westfalen 

69 

104 

000 

DM 

Rheinland-Pfalz 

6 

604 

000 

DxM 

Schleswig-Holstein 

43 

805 

000 

DM 

Württemberg-Baden 

35 

510 

000 

DM 

Württemberg-Hohenzollern 

5 

750 

000 

DM. 


§ 9 

Lasten der Dauerarbeitslosigkeit 




unverändert 


§ 9 


Lasten der Dauerarbeitslosigkeit 


Die durch hohe Dauerarbeitslosigkeit verursach- 
ten Lasten (§ 5 Nr. 4) werden insgesamt mit einem 
Rechnungsbetrag von 40 000 000 DM angesetzt. 
Der Rechnungsanteil des einzelnen Landes ist auf 
der Grundlage der Zahl der Arbeitslosen errechnet, 
soweit deren Zahl ln einzelnen Arbeits- 
amtsbezirken am 3 0. September 1949, 
31. Dezember 1 9 4 9, 3 1. März 19 5 0 
und 3 0. Juni 1950 Im Durchschnitt 
15 vom Hundert der Arbeitnehmer 
überstiegen hat. Hirnach entfallen auf die Länder 
die folgenden Rechnungsanteile: 

Bayern 9 150 000 DM 

Hessen 650 000 DM 

Niedersachsen 11 900 000 DM 

Rheinland-Pfalz 100 000 DM 

Schleswig-Holstein 18 200 000 DM. 


Die durch hohe Dauerarbeitslosigkeit verursach- 
ten Lasten (§ 5 Nr. 4) werden Insgesamt mit einem 
Rechnungsbetrag von 40 000 000 DM angesetzt. 
Der Rechnungsanteil des einzelnen Landes ist auf 
der Grundlage der Zahl der länger als sedis Monate 
arbeitslosen Personen errechnet, soweit deren Zahl 
am 31. August 1950 den Bundesdurchschnitt über- 
stiegen hat. Hiernach entfallen auf die Länder die 
folgenden Rechnungsanteile: 


Bayern 

Hamburg 

Niedersachsen 

Schleswig-Holstein 


5 100 000 DM 
1 300 000 DM 
14 600 000 DM 
19 000 000 DM. 


§ 10 

Zinslasten der Ausgleichsforderungen 

Als Rechnungsanteil eines . Landes an den Zins- 
lasten der Ausgleichsforderungen (§ 5 Nr. 5) gelten 
die von ihm im Rechnungsjahr 1950 geleisteten 
Ausgaben zur Erfüllung seiner Zinsverbindlichkei- 
ten gegenüber den Geldinstituten, den Versiche- 
rungsunternehmen und den Bausparkassen auf 
Grund des Dritten Gesetzes zur Neuordnung des 
Geldwesens (IJmstellungsgesetz) und der hierzu er- 
gangenen Durdiführungsverordnungen. Soweit die 
Ausgaben unter den Ländern gesondert ausge- 


§ 10 

Zinslasten der Ausgleichsforderungen 
Als Rechnungsanteil eines Landes an den Zins- 
lasten der Ausgleichsforderungen (§ 5 Nr. 5) gel- 
ten die von ihm Im Rechnungsjahr 1950 geleisteten 
Ausgaben zur Erfüllung seiner fälligen, auf das 
Rechnungsjahr 1950 entfallenden Zinsverbindlldi- 
keiten gegenüber den Geldinstituten, den Ver- 
sicherungsunternehmen und den Bausparkassen 
auf Grund des Dritten Gesetzes zur Neuordnung 
des Geldwesens (Umstellungsgesetz) und der hierzu 
ergangenen Durchführungsverordnungen. Soweit 
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Beschlüsse des 11, Ausschusses 


glichen worden sind, ist dies bei der Bemessung der 
Rechnungsanteile zu berücksichtigen. 


§ 11 


Hochschullasten 


Die durch die Unterhaltung der Universitäten 
und Technischen Hochschulen verursachten Lasten 
(§ 5 Nr, 6) werden insgesamt mit einem Rech- 
nungsbetrag von 150 000 000 DM angesetzt. Der 
Rechnungsanteil des einzelnen Landes ist auf der 
Grundlage der Zahl der Studierenden im Winter- 
halbjahr 1949/50 errechnet. Hiernach entfallen auf 
die Länder die folgenden Rechnungsanteile: 


Baden 

Bayern 

Hamburg 

Hessen 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 


5 828 000 DM 
35 139 000 DM 

7 083 000 DM 
16 776 000 DM 
15 615 000 DM 
28 595 000 DM 

8 998 000 DM 
4 946 000 DM 

20 455 000 DM 

6 565 000 DM. 


Schleswig-Holstein 

Württemberg-Baden 

Württemberg-Hohenzollern 


§ 12 

Hafenlasten 

Die Lasten der Hansestädte aus der Unterhaltung 
ihrer Seehäfen (§ 5 Nr. 7) werden mit den folgen- 
den Rechnungsanteilen angesetzt: 

Bremen 13 000 000 DM 

Hamburg 22 000 000 DM. 


§ 13 

Aufbringungsanteile 

Die Aufbringungsanteile der ausgleichspflichtigen 
Länder werden auf Grund des Betrages errechnet, 
um den ihre FinanzkraftmeßzahL ihre Ausgleichs- 
meßzahl (§ 1 5) übersteigt. Hierbei werden von der 
Finanzkraftmeßzahl eines Landes, die zwischen 100 
und 110 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl liegt, 
ein Viertel und von der Finanzkraftmeßzahl, die 
110 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl über- 
steigt, die Hälfte des übersteigenden Betrages an- 
gesetzt. 


§ 14 


Zuweisungsanteile 

Die Zuweisungsanteile der ausgleichsberechtigten 
Länder werden auf Grund des Betrages errechnet, 
um den ihre Finanzkraftmeßzahl hinter ihrer Aus- 
gleichsmeßzahl zurückbleibt. Hierbei werden von 
dem Betrag, der an 90 vom Hundert der Aus- 
gleichsmeßzahl fehlt, die Hälfte und von dem Be- 


die Ausgaben unter den Ländern gesondert aus- 
geglichen worden sind, ist dies bei der Bemessung 
der Rechnungsanteile zu berücksichtigen. 

§ 11 
entfällt 


§ 12 


unverändert 


§ 15 (bisher § 13) 
Aufbringungsanteile 

Die Aufbringungsanteile der ausgleichspflichtigen 
Länder werden auf Grund des Betrages errechnet, 
um den ihre Finanzkraftmeßzahl ihre Ausgleichs- 
meßzahl (§ 13) übersteigt. Hierbei werden von der 
Finanzkraftmeßzahl eines Landes, die zwischen 100 
und 1 10 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl liegt, 
ein Viertel und von der Finanzkraftmeßzahl, die 
110 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl über- 
steigt, die Hälfte des übersteigenden Betrages an- 
gesetzt. 

§ 16 (bisher 14) 

,unverändert 
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trag, der an 100 vom Hundert der Ausgleichsmeß- 
zahl fehlt, ein Viertel angesetzt. 

§ 15 

Ausgleidismeßzahl 

Die Ausgleichsmeßzahl eines Landes ist die mit 
seiner veredelten Einwohnerzahl (§ 1 6) verviel- 
fachte bundesdurchschnittlidie Finanzkraftmeßzahl 
je Einwohner. 

§ 16 

Einwohnerzahl 

Zur Erredinung der Ausgleichsmeßzahl wird von 
den Einwohnerzahlen ausgegangen, die das Stati- 
stische Bundesamt nach dem Stand vom 
3 0. Juni 1949 festgestellt hat. Die Einwohner- 
zahlen der Gemeinden eines Landes werden mit den 
folgenden Ansätzen je Einwohner gewertet: 

die ersten 

5 000 Einwohner einer Gemeinde mit 100 v.H., 
die weiteren 

15 000 Einwohner einer Gemeinde mit 115 v.H., 
die weiteren 

80 000 Einwohner einer Gemeinde mit 125 v.H., 
die weiteren 

400 000 Einwohner einer Gemeinde mit 135 v.H., 
die weiteren 

Einwohner einer Gemeinde mit 140 v.H.. 


Die hiernach errechnete überhöhte Einwohnerzahl 
eines Landes w i r d m i t einem für alle Länder ein- 
heitlichen Vomhundertsatz aufdiewirkliche 
Einwohnerzahl des Bundesgebietes u m g e r e c h - 
net (veredelte Einwohnerzahl). 

§ 17 

Sonderzuweisungsanteil 
des Landes Schleswig-Holstein 

Das Land Schleswig-Holstein erhält einen Son- 
derzuweisungsanteil in Höhe von 25 vom Hundert 
des Betrages, um den seine Finanzkraft- 
meßzahl je veredelten Einwohner hin- 
te r der Finanzkraftmeßzahl des nächst-finanz- 
schwachen Landes je veredelten Einwohner zu- 
r ü c k b 1 e i b t. 

§ 18 

Sonderzuweisungsanteil des Landes Baden 

Das Land Baden erhält zur Milderung der Not- 
lage der Stadt Kehl einen Sonderzuweisungsanteil 
in Höhe von 2 000 000 DM. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 13 (bisher § 15) 
Ausgleichsmeßzahl 

Die Ausgleichsmeßzahl eines Landes ist die mit 
seiner veredelten Einwohnerzahl (§ 14) verviel- 
fachte bundesdurchschnittliche Finanzkraftmeßzahl 
je Einwohner. 

§ 14 (bisher § 16) 

Einwohnerzahl 

Zur Errechnung der Ausgleichsmeßzahl wird von 
den Einwohnerzahlen (Wohnbevölkerung) aus- 
gegangen, die das statistische Bundesamt auf Grund 
der Volkszählung vom 13. September 1950 am 

31. März 1951 festgestellt hat. Die Einwohnerzah- 
len der Gemeinden eines Landes werden mit den 
folgenden Ansätzen je Einwohner gewertet: 
die ersten 5000 Einwohner einer Gemeinde mit 

100 V.H., 

die weiteren 15 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 115 V.H., 

die weiteren 80 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 125 V.H., 

die weiteren 400 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 135 V.H., 

die weiteren 500 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 150 V.H., 

die weiteren Einwohner einer Gemeinde mit 

160 V.H.. 

Die hiernach errechneten überhöhten Einwohner- 
zahlen werden nach einem für alle Länder einheit- 
lichen Vomhundertsatz so weit ermäßigt, daß sidi 
die Summe der wirklichen Einwohnerzahl des 
Bundesgebietes ergibt (veredelte Einwohnerzahlen). 

S 17 

Sonderzuweisungsanteil des Landes Schleswig- 
Holstein 

Das Land Schleswig-Holstein erhält einen Son- 
derzuweisungsanteil In Höhe von 25 vom Hundert 
des Unterschiedes zwisdhen seiner Finanzkraft- 
meßzahl und dem Betrage, der sidi ergibt, wenn 
seine veredelte Einwohnerzahl mit der Finanz- 
kraftmeßzahl des nächstfinanzschwachen Landes 
je veredelten Einwohner vervielfacht wird. 

§ 18 

unverändert 
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§ 19 

Kreis Lindau 

Der bayerische Kreis Lindau gilt als Land im 
Sinne dieses Gesetzes. 

§ 20 

Vorauszahlungen 

Die ausgleichspflichtigen Länder sind verpflicfc 
tet, Vorauszahlungen zu leisten. 


§ 21 

Durchführung des Gesetzes 

(1) Die Länder sind verpflichtet, dem Bundes- 
minister der Finanzen die zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 18a 

Vorbehalte für die Hansestädte 

(1) Die Aufbringungsanteile der Hansestädte 
(§ 13) werden herabgesetzt, wenn der auf den 
Einwohner einer Hansestadt entfallende Betrag 
der Landessteuereinnahmen (§ 3 Absatz 1) und 
der Realsteuereinnahmen im Rechnungsjahr 1950 
nach Absetzung des nach § 13 errechneten Aufbrin- 
gungsanteils und des für die Hafenlasten ange- 
setzten Rechnungsanteils (§ 12) kleiner ist als der 
nach Absatz 2 zu errechnende Vergleichsbetrag. 

(2) Der Vergleichsbetrag wird je Einwohner 
errechnet aus der Summe 

a) der Realsteuereinnahmen in Köln und 
Stuttgart im Rechnungsjahr 1950, 

b) der Landessteuereinnahmen (§ 3 Absatz 1) 
abzüglich der Aufbringungsanteile (§ 13) 
in Nordrhein-Westfalen und Württem- 
berg-Baden im Rechnungsjahr 1950. 

(3) Die Höhe der Herabsetzung des Aufbrin- 
gunganteils einer Hansestadt ergibt sich aus dem 
mit der Bevölkerungszahl vervielfachten Unter- 
schiedsbetrag. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen setzt den 
Betrag der Herabsetzung des Aufbringungsanteils 
der Hansestädte und der Ausgleichsmasse (§ 1) mit 
Zustimmung des Bundesrates fest. 

§ 19 

unverändert 

§ 20 

unverändert 

§ 20a 

Vorläufige Leistungen im Rechnungsjahr 1951 

Bis zu einer anderweitigen gesetzlichen Regelung 
sind 80 vom Hundert der nach diesem Gesetz zu 
lets^-enden Beiträge und Zuschüsse in monatlichen 
Teilbeträgen vorläufig weiterzuleisten. Sie werden 
mit den Zahlungen verrechnet, die auf Grund 
einer gesetzlichen Regelung des Finanzausgleichs 
unter den Ländern im Rechnungsjahr 1951 zu lei- 
sten sind. 

§ 21 

unverändert 
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Entwurf 

(2) Der Bundesminlster der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch eine mit Zustimmung des Bundes- 
rates zu erlassende Rechtsverordnung die Voraus- 
zahlungen der ausgleichspflichtigen Länder an die 
ausgleichsberechtigten Länder zu bestimmen und 
den Zahlungsverkehr unter den Ländern zu regeln. 

§ 22 

Vorläufige Finanzhilfe 
für das Land Sdileswig-Holstein 

(1) DasGesetzübe reine vorläufige 
Finanzhilfe für das Land Schleswig- 
Holstein im Rechnungsjahr 19 50 

vom (BGBL S ) tritt mit 

dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
a u ß e r K r a f t. 

(2) Die auf Grund des im Absatz 1 be- 
zeichneten Gesetzes oder auf Grund 
einer entsprechenden Vereinba- 
rung der Länder geleisteten Zahlungen 
werden mit den nach diesem Gesetz zu leistenden 
Beiträgen und Zuschüssen verrechnet. 

§ 23 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1950 
In Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 22 

Vorläufige Finanzhilfe für das Land 
Schleswig-Holstein 

Die Zahlungen, die an das Land Schleswig- 
Holstein auf Grund des von den übrigen Ländern 
getroffenen Finanzhilfeabkommens geleistet wor- 
den sind, werden mit den nach diesem Gesetz zu 
leistenden Beiträgen und Zuschüssen verrechnet. 


§ 23 

unverändert 
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